Beschlussvorlage

Stpl/006/2018

NURNBERG
Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 27.09.2018 offentlich Beschluss
Betreff:

Satzung Nr. 66 "Rochuskirchhof"

zur Aufhebung planungsrechtlicher Festsetzungen der Baulinienplane Nr. 2173 und 2791 fur
das Gebiet zwischen Imhofstral3e, stidliche Further StraRe und Rothenburger Straf3e
Prifung der Stellungnahmen und Erlass der Satzung

Anlagen:
Anmeldung

Entscheidungsvorlage
Beschlussvorschlag
Ubersichtsplan
Satzung

Begriindung
Umweltbericht

Sachverhalt (kurz):

Aus Grinden der Rechtssicherheit und um die Abrechenbarkeit nach § 125 Baugesetzbuch
(BauGB) zu ermdglichen ist es notwendig, das Satzungsverfahren Nr. 66 durchzufihren und
die bestehenden planungsrechtlichen Festsetzungen der Baulinienplane Nr. 2173 und 2791 fir
diesen Bereich ersatzlos aufzuheben. Ein weitergehendes Regelungserfordernis durch die
Stadt besteht nicht.

Der StraBenplan fur die Straf3e "Am Rochuskirchhof" wurde im AfV am 28.09.2017
beschlossen. Der Ausbau der Straf3e erfolgt nach diesem Stral3enplan. Kiinftige bauliche
Vorhaben kdnnen nach Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen auf Grundlage des
§ 34 BauGB beurteilt werden.

Im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung ging eine Stellungnahme der Friedhofsverwaltung ein.
Auf die Behandlung der Stellungnahme in der Entscheidungsvorlage wird verwiesen.

Die eingegangene Stellungnahme soll geprift und anschlie3end die Satzung zur Aufhebung

der planungsrechtlichen Festsetzungen beschlossen werden. Mit Bekanntmachung der
Satzung im Amtsblatt tritt diese in Kraft.
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1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

Seite 2 von 4



Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/006/2018

2b. Abstimmung mit OrgA ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(] Ja Durch die Aufhebungssatzung ist keine Diversity-Relevanz gegeben.

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

|Z| RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtplanungsausschuss prift die vorgebrachte Stellungnahme zum Entwurf der
Satzung Nr. 66 "Rochuskirchhof" zur Aufhebung planungsrechtlicher Festsetzungen der
Baulinienpléane Nr. 2173 und 2791 fur das Gebiet zwischen Imhofstral3e, sudliche Further
StralRe und  Rothenburger Stral3e mit folgendem Ergebnis:

Der gebilligten Satzung ist nach Abwagung 6ffentlicher und privater Belange mit der
Zielsetzung der stadtebaulichen Planung Vorrang einzuraumen.

2. Der Stadtplanungsausschuss beschliel3t die Satzung Nr. 66 "Rochuskirchhof" zur

Aufhebung  planungsrechtlicher Festsetzungen der Baulinienplane Nr. 2173 und 2791 fir

das Gebiet  zwischen Imhofstral3e, sudliche Further Strale und Rothenburger Straf3e vom

19.03.2018 unter Hinweis auf die Entscheidungsvorlage sowie die beigeflgte Begrindung

vom 21.08.2018 und den Umweltbericht 12.06.2018 gemal § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) als Satzung.

3. Der Stadtplanungsausschuss beschliel3t ferner, dass der Ausbau der im Bereich der
Aufhebung gelegenen Verkehrsflachen den Anforderungen des § 125 Abs. 2 BauGB in
Verbindung mit 8§ 1 Abs. 4-7 BauGB entspricht.

Die Beschliisse sind ortstiblich bekannt zu machen.

Seite 4 von 4



	REF_vovanr
	REF_voname
	Beratungsfolge
	REF_vobetr
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Text32
	Text12
	Kontrollkästchen23
	Kontrollkästchen24
	Text23
	Beschlußvorschlag

